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Abkürzungsverzeichnis / Glossar

Begriff Erklärung

A
„alte“ (Mitarbeiter) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von pro mente OÖ. und 

EXIT-sozial, deren Dienstverhältnis vor dem 01.07.2004 
begründet wurde

„alte“ Gehaltsschemen Trägerindividuelle Gehaltsschemen, die für jene Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von pro mente OÖ. und EXIT-sozial 
gelten, deren Dienstverhältnis vor 01.07.2004 begründet 
wurde

„neue“ MitarbeiterInnen jene Mitarbeiterinnen  bzw. Mitarbeiter, die ihr Dienstver-
hältnis bei den Trägern ab dem 01.07.2004 begründeten 
bzw. begründen

B
BAGS  Berufsvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und 

Sozialberufe
BAGS-KV Kollektivvertrag der Berufsvereinigung von Arbeitgebern für 

Gesundheits- und Sozialberufe 
Besoldung „neu“ Ein Besoldungsmodell, das für alle  Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter gilt, die ab 1.7.2001 neu in den Landesdienst 
eingetreten sind bzw. eintreten 

D
DJP Druck, Journalismus, Papier
E
EDV Elektronische Datenverarbeitung
G
GPA Gewerkschaft der Privatangestellten
K
KV Kollektivvertrag
L
LD „Landesdienst“. Es gibt derzeit unterschiedliche Funktions-

laufbahnen im Landesdienst, die mit LD 25 bis LD 1 be-
zeichnet werden.

LGBl. Landesgesetzblatt
LRH Oö. Landesrechnungshof
M
MA Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin
N
Normkosten(modell) Vorgabe eines Kostenrahmens für die zu erbringenden 

Leistungen (im Rahmen eines einheitlichen Modells)
O
ÖGB Österreichischer Gewerkschaftsbund
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Oö. ChG Oberösterreichisches Landesgesetz betreffend Chancen-
gleichheit von Menschen mit Beeinträchtigungen

Oö. GG Oberösterreichisches Gehaltsgesetz
Oö. LRHG Oberösterreichisches Landesrechnungshofgesetz
Oö. SHG Oberösterreichisches Sozialhilfegesetz
S
SEG (Zulage) Schmutz-, Erschwernis- und Gefahren - Zulage
Sideletter Zusatzvereinbarung
T
taxativ vollständig, erschöpfend 
Träger, Trägereinrichtung sind Sozialvereine, die im Auftrag des Landes Oö. Dienst-

leistungen erbringen
V
valorisieren, Valorisie-
rung

Wertanpassung zB von Gehältern

Verwendungsgruppe 
(Vwgr.)

Die Berufsfelder der Gesundheits- und Sozialberufe kön-
nen, je nach Verwendung neun verschiedenen Gruppen 
zugeordnet werden. Dabei sieht die Verwendungsgruppe 1 
die niedrigste und Verwendungsgruppe 9 die höchste Ent-
lohnung vor

VIDA Teil der österreichischen Gewerkschaftsbewegung
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Der Landesrechnungshof (LRH) hat in der Zeit vom 18.11.2008 bis 3.4.2009 über Auf-
trag der Oö. Landesregierung eine Sonderprüfung im Sinne des § 4 Abs. 3 Z. 5 in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 1 Z. 1 des Oö. LRHG, LGBl. Nr. 38/1999 idgF durchgeführt.

Anlass für die Prüfung war ein vom Sozialreferenten mit dem ÖGB ausverhandelter 
Vorschlag für eine Heranführung der Gehälter von Bediensteten der Sozialvereine EXIT-
sozial und pro mente OÖ. an den BAGS-KV (Kollektivvertrag für Arbeitnehmerinnen, die 
bei Mitgliedern der Berufvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und Sozialberu-
fe beschäftigt sind). Die Regelung sah einen Übergangszeitraum bis zum Jahr 2046 vor 
und hätte dem Land Oö. einen finanziellen Mehrbedarf von insgesamt 176,5 Mio. Euro 
verursacht. 

Gegenstand der Prüfung war „festzustellen, inwieweit der Vorschlag von Landesrat Josef 
Ackerl für eine Übergangsregelung im Vergleich zu den von der Abteilung Soziales mit 
den sonstigen Trägerorganisationen getroffenen Vereinbarungen den Handlungsgrund-
sätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht und inwieweit 
die Lösung auch im Vergleich zu den Gehältern der sonstigen Trägerorganisationen, 
die die gleichen Dienstleistungen erbringen, gerechtfertigt erscheint und mit den Hand-
lungsgrundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit vereinbar ist, 
dies insbesondere unter vergleichender Berücksichtigung der im Rahmen der „Besol-
dung Neu“ im Landesdienst getroffenen Vereinbarungen und Regelungen“.

Das Prüfungsteam setzte sich aus Mag. Elke Anast-Kirchsteiger als Prüfungsleiterin und 
Dr. Susanne Fink zusammen.

Das vorläufige Ergebnis der Prüfung wurde den Vertreterinnen und Vertretern der Ab-
teilung Soziales in der Schlussbesprechung am 5.5.2009 zur Kenntnis gebracht. Dem 
Sozialreferenten Landesrat Josef Ackerl wurde dieses Ergebnis am 11.5.2009 und dem 
Landesfinanzreferenten LH Dr. Josef Pühringer am 13.5.2009 zur Kenntnis gebracht.

Weiters wurde das vorläufige Ergebnis den Vertreterinnen und Vertretern von pro men-
te OÖ. und EXIT-sozial in Besprechungen am 13.5.2009 bzw. 18.5.2009 zur Kenntnis 
gebracht.

Nachstehend werden in der Regel punkteweise die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeich-
nung mit 1 an der zweiten Stelle der Absatzbezeichnung), deren Beurteilung durch den 
LRH (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der überprüften Stelle (Kennzeichnung 
mit 3 und im Kursivdruck) sowie die allfällige Gegenäußerung des LRH (Kennzeichnung 
mit 4) aneinandergereiht.

In Tabellen und Anlagen des Berichtes können bei der Summierung von gerundeten 
Beträgen und Prozentangaben durch die EDV-gestützte Verarbeitung der Daten run-
dungsbedingte Rechendifferenzen auftreten.
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Kurzfassung

(1)	� Mit 1.7.2004 trat der BAGS-KV (Kollektivvertrag für Arbeitnehmerinnen, die bei Mit-
gliedern der Berufsvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und Sozialberufe 
beschäftigt sind) in Kraft, der österreichweit einheitliche Regelungen für Bediens-
tete im Gesundheits- und Sozialbereich schaffen soll. Da ein Großteil der Bediens-
teten bisher unter dem Niveau des BAGS-KV entlohnt wurde, steigen für das Land 
Oö. mit der Einführung des KV die Ausgaben im Sozialbereich. 

(2)	� Die Oö. Landesregierung beauftragte den LRH festzustellen, inwieweit ein vom So-
zialreferenten mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund (ÖGB) ausverhandel-
ter Vorschlag für eine Heranführung der über dem BAGS-KV liegenden Gehälter 
von Bediensteten der Sozialvereine pro mente OÖ. und EXIT-sozial an das KV-
Niveau den Handlungsgrundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweck-
mäßigkeit entspricht. Dieser Vorschlag sah einen Übergangszeitraum bis 2046 vor 
und hätte dem Land Oö. einen finanziellen Mehrbedarf von insgesamt 176,5 Mio. 
Euro verursacht. 

	� Im Wesentlichen sind es zwei Sozialvereine, die ihre Bediensteten zum Teil 
deutlich über dem KV-Niveau entlohnen. Im Jahr 2008 waren das insgesamt 
11 % aller dem BAGS-KV unterliegenden Beschäftigten. Der LRH gelangte 
daher zur Ansicht, dass ein derart langer Übergangszeitraum nicht vertret-
bar ist. Die eklatante Ungleichbehandlung der Beschäftigten im Sozialbereich 
sollte nicht noch über einen so langen Zeitraum vom Land Oö. mitgetragen 
und unterstützt werden.

(3)	� Der BAGS-KV gilt uneingeschränkt für alle Arbeitsverhältnisse, die nach seinem 
Inkrafttreten begründet wurden. Für Arbeitsverhältnisse, die zu diesem Zeitpunkt 
bereits bestanden, gilt er mit Ausnahme der Bestimmungen über das Entgelt. Der 
BAGS-KV ermöglicht es aber, in die Entgeltbestimmungen zu optieren. Außerdem 
enthält er eine Reihe von Übergangsregelungen zur schrittweisen Heranführung an 
die BAGS-Gehälter. Für Bedienstete, die nicht in den BAGS-KV optierten, regelt ein 
Sideletter die Heranführung höherer Löhne an die KV-Gehälter. Bei einem Vergleich 
mit den Übergangsregelungen der „Besoldung Neu“ im Landesdienst ist zu berück-
sichtigen, dass hier eine völlig andere Ausgangssituation und Zielsetzung bestand. 
Während die „Besoldung Neu“ außerdem langfristig zu Personalkosteneinsparun-
gen führt, verursacht der BAGS-KV dem Land Oö. auf Dauer wesentlich höhere 
Kosten.

(4)	� Die im BAGS-KV vorgesehenen Übergangsregelungen reichen nicht aus, um die 
Gehälter der Bediensteten von pro mente OÖ. und EXIT-sozial innerhalb des an-
gestrebten Zeitraumes von 10 Jahren an das Niveau des BAGS-KV heranzuführen. 
Es wurden daher unterschiedliche Übergangsszenarien mit den beiden Trägern 
verhandelt. Zu Jahresbeginn 2008 akzeptierten die Träger eine Variante, die eine 
jährliche Valorisierung der Ist-Gehälter um 1,65 % vorsah. Wegen des Drucks der 
Gewerkschaft wurde diese Variante schließlich doch nicht umgesetzt. Stattdessen 
verhandelte der Sozialreferent mit der Gewerkschaft einen Kompromissvorschlag, 
der einen Übergangszeitraum bis 2046 und einen kumulierten Mehrbedarf an fi-
nanziellen Mitteln von 176,5 Mio. Euro vorsah. Aus Sicht des LRH ist eine Über-
gangsregelung bis 2046 nicht vertretbar. Der BAGS-KV sieht für die Heranfüh-
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rung niedrigerer Gehälter an das KV-Niveau einen Zeitraum von 10 Jahren 
vor. Nach Ansicht des LRH sollte für Gehälter, die über dem KV liegen ein 
ähnlich langer Übergangszeitraum angestrebt werden. Er empfiehlt daher, die 
Verhandlungen mit den Trägern pro mente OÖ. und EXIT-sozial wieder aufzuneh-
men, damit ein derartiges Übergangsszenario zumindest ab 2010 umgesetzt wer-
den kann. Gegenüber der vom Sozialreferenten ausverhandelten Variante ergäbe 
sich damit eine Einsparung für das Land Oö. von rd. 155,5 Mio. Euro.

(5)	� Bis zur Einführung des BAGS-KV verwendeten die Träger zum Teil sehr unter-
schiedliche Gehaltsschemata. Vom LRH angestellte Gehaltsvergleiche ergaben 
gravierende Unterschiede in der Entlohnung sowohl zwischen den einzelnen Trä-
gern, als auch für gleiche Verwendungen innerhalb eines Trägers. Nach Ansicht 
des LRH ist es in keiner Weise zu rechtfertigen, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Träger pro mente OÖ. und EXIT-sozial um bis zu rd. 78 % bzw. 
rd. 81 % höhere Gehälter für die selbe Tätigkeit erhalten, wie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die nach BAGS-KV bzw. „Besoldung Neu“ entlohnt werden. 
Derartige Gehaltsunterschiede sind nicht nur ungerecht sondern bergen auch er-
hebliches Konfliktpotenzial. 

(6)	� Den Dienstverhältnissen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die noch nicht nach 
BAGS-KV entlohnt werden, liegen Einzelarbeitsverträge zu Grunde. Für die Umset-
zung einer Übergangsregelung ist es notwendig, diese entsprechend zu ändern. Die 
einzige rechtliche Möglichkeit, die den Dienstgebern dafür zur Verfügung steht, ist 
die Änderungskündigung. Das bedeutet, dass die Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer gekündigt werden, falls sie die Änderung der Einzelarbeitsverträge nicht 
akzeptieren. Derartige Änderungskündigungen wären nur dann nicht nötig, wenn 
eine entsprechende Übergangsregelung auf KV-Ebene umgesetzt werden würde. 

(7)	� Um den KV finanzieren zu können, hat die Abeilung Soziales ein Normkostenmo-
dell entwickelt. Sie verfolgt damit das Ziel „gleicher Preis für gleiche Leistung“. Das 
Normkostenmodell basiert auf durchschnittlichen Gehaltskosten des eingesetzten 
Personals plus einer 6 %-Pauschale für Fortbildung, Supervision, Zulagen und frei-
willige Sozialleistungen. Der LRH hielt ein Normkostenmodell zur Finanzierung der 
Leistungen für sinnvoll. Das von der Abteilung Soziales entwickelte Modell gibt den 
Trägern eine gewisse Flexibilität. Er empfiehlt daher, dieses Modell umzusetzen, es 
aber regelmäßig zu evaluieren. 

(8)	� Die Abteilung Soziales erstellt ihr Budget bereits auf Basis des Normkostenmodells 
und hat die den Trägern zur Verfügung gestellten Budgetmittel entsprechend an-
gepasst. Die Kosten der Träger pro mente OÖ. und EXIT-sozial liegen aber noch 
deutlich über den Normkosten. Weder im Sozialbudget noch bei den Trägern sind 
ausreichende Reserven vorhanden, um den Fehlbetrag auszugleichen. Um die 
Leistungserbringung auch in der 2. Hälfte 2009 sicher zu stellen, wird es nach 
Ansicht des LRH erforderlich sein, die Mittel durch Umschichtungen im Sozialbud-
get oder aus anderen Teilen des Landeshaushalts aufzubringen. Gleichzeitig wären 
aber die Träger zu verpflichten, alle ihrerseits möglichen Maßnahmen für die künf-
tige Finanzierbarkeit einzuleiten bzw. zu beschleunigen und ein Übergangsszenario 
umzusetzen.
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(9)	 Zusammenfassend gibt der LRH folgende Empfehlungen ab:

		  I.	� Wiederaufnahme der Verhandlungen mit den Trägern pro mente OÖ. 
und EXIT-sozial über die Umsetzung eines Übergangsszenarios, mit 
dem die beiden Träger innerhalb von etwa 10 Jahren das Gehaltsni-
veau des BAGS-KV erreichen (siehe Berichtspunkt 6.2., Umsetzung 
ab sofort)

		  II.	� Zurverfügungstellung der nötigen Budgetmittel für 2009, damit die 
Leistungserbringung nicht gefährdet wird (siehe Berichtspunkt 8.2., 
Umsetzung ab sofort)

		  III.	� Umsetzung des Normkostenmodells und regelmäßige Evaluierung 
(siehe Berichtspunkt 2.2., Umsetzung kurzfristig)
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	 Einleitung

1.1.	� Das Land Oö. bedient sich zur Erfüllung der ihm gemäß Oö. Sozialhilfegesetz 
(Oö. SHG) und dem Landesgesetz betreffend die Chancengleichheit von Men-
schen mit Beeinträchtigungen (Oö. ChG) zukommenden Aufgaben verschiedener 
Sozialvereine. Die Finanzierung des laufenden Betriebes dieser Vereine erfolgte 
bisher durch Beiträge des Landes Oö. auf Basis valorisierter Vorjahresergeb-
nisse. In einzelnen Bereichen wurden bereits Leistungsvereinbarungen mit den 
Trägerorganisationen abgeschlossen.

	� Am 1.7.2004 trat der BAGS-KV in Kraft. Mit diesem KV sollen österreichweit 
einheitliche Regelungen für die Bediensteten im Gesundheits- und Sozialbereich 
geschaffen werden. Gleiche Leistung sollte gleich entlohnt und die Arbeitsbedin-
gungen einheitlich gestaltet werden. Bis zum Inkrafttreten des BAGS-KV gab es 
nur Kollektivverträge für einzelne Träger (zB für Caritas) sowie unterschiedlichste 
Regelungen in Betriebsvereinbarungen und Dienstverträgen. 

	� Der BAGS-KV wurde zwischen der BAGS und der GPA-DJP, Gewerkschaft VIDA 
verhandelt. Die Financiers waren in diese Verhandlungen nicht einbezogen. 

	� Der KV gilt für alle Arbeitnehmer bzw. Arbeitnehmerinnen und Lehrlinge, deren 
Arbeitgeber BAGS-Mitglieder sind. Arbeitsverhältnisse, die nach dem Inkrafttre-
ten des KV begründet werden, unterliegen allen Bestimmungen des KV. Für be-
reits bestehende Arbeitsverhältnisse gilt der KV mit Ausnahme einzelner Bestim-
mungen, die insbesondere das Entgelt betreffen. 

	� Zum Zeitpunkt der Einführung des BAGS-KV verdienten mehr als 80 % der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Sozialvereinen unter bzw. auf dem Niveau 
des KV. Vor allem Bedienstete der Träger pro mente OÖ. und EXIT-sozial lagen 
aber zum Teil deutlich darüber. Insgesamt steigen für das Land Oö. daher mit der 
Einführung des BAGS-KV die Ausgaben im Sozialbereich. Die Abteilung Soziales 
hat ein sogenanntes Normkostenmodell entwickelt, durch das gleiche Leistungen 
der verschiedenen Träger gleich entlohnt und die Finanzierbarkeit sichergestellt 
werden sollen.

	� Im Wesentlichen sind es zwei Sozialvereine, die ihre Bediensteten zum Teil deut-
lich über dem KV-Niveau entlohnen. Im Jahr 2008 waren das insgesamt 11 % 
aller dem BAGS-KV unterliegenden Beschäftigten.

1.2.	� Der LRH hat bereits im Jahr 2000 in seinem Bericht über die Initiativprüfung 
„Allgemeine Sozialhilfe, Entgelte an Vertragsanstalten“ auf die unterschiedlichen 
Gehaltsschemata einzelner Sozialvereine hingewiesen. Der damaligen Kritik des 
LRH wurde seitens der Vereine der in Ausarbeitung befindliche BAGS–KV entge-
gengehalten, der eine Vereinheitlichung bringen könnte. Der LRH erachtet gene-
rell unterschiedliche Gehaltsschemata in ein und derselben Situation für proble-
matisch, da sie eine Ungleichbehandlung und damit Konfliktpotenzial beinhalten. 
Er begrüßte daher die Umsetzung des bundesländerübergreifenden BAGS-KV.
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	 Normkostenmodell

2.1.	� Mit einem Normkostenmodell, das sich am BAGS-KV orientiert, verfolgt die Ab-
teilung Soziales das Ziel „gleicher Preis für gleiche Leistung“. Um einen mög-
lichst flexiblen Rahmen für die einzelnen Sozialvereine zu erhalten, hat die Ab-
teilung Soziales je Leistungsbereich (zB psychosozialer Notdienst, psychosoziale 
Beratung) durchschnittliche Gehaltskosten ermittelt. Dazu wurde das benötigte 
Personal je Leistungsbereich auf die verschiedenen Verwendungsgruppen des 
BAGS-KV verteilt. Als Gehaltsstufe wurde im Durchschnitt die Stufe 9 angesetzt. 
Zusätzlich ist eine Pauschale von 6 % der Personalkosten zur Abgeltung von 
Fortbildung, Supervision, Zulagen (zB Leiterzulage, SEG-Zulage) und freiwilligen 
Sozialleistungen vorgesehen. 

	� Beginnend mit 1.7.2004 sollten innerhalb einer Übergangsfrist von 10 Jahren 
die Personalkosten aller Träger an den von der Abteilung Soziales errechneten 
Durchschnittssatz je Leistung herangeführt werden. Das bedeutet, dass die Stei-
gerung der Personalkosten von Trägern, die bis dahin unter dem BAGS-Durch-
schnitt lagen durch Einsparungen bei jenen Trägern, die über diesem Durch-
schnitt entlohnten, kompensiert werden sollte. Nach Berechnungen der Abteilung 
Soziales hätte sich damit für die Bereiche Behindertenhilfe und psychiatrische 
Vor- und Nachsorge im 10. Jahr der Umsetzung (dh 2014) beim vorhandenen 
Personalstand eine Einsparung von insgesamt rd. 3,3 Mio. Euro ergeben. Da-
mit hätten die Kosten für die zusätzlichen Personaleinheiten, die wegen der im 
BAGS-KV vorgesehenen Arbeitszeitverkürzung notwendig wurden, fast zur Gän-
ze abgedeckt werden können.

	� Das Normkostenmodell wurde bereits in der Entwicklungsphase mit Vertretern 
der Interessensvertretung Sozialunternehmen besprochen und deren Rückmel-
dungen – soweit von der Abteilung Soziales als sinnvoll erachtet – im Modell 
entsprechend berücksichtigt. Ende Juni 2006 wurde das Normkostenmodell den 
Vertreterinnen und Vertretern der Trägerorganisationen (Arbeitgeber) und der 
Arbeitnehmer präsentiert. Anschließend wurden Verhandlungen mit Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmervertretern betreffend Umsetzung und Finanzierung aufge-
nommen. Diskussionspunkte in diesen Verhandlungen waren insbesondere die 
6 %-Pauschale (der Vorschlag der Arbeitgeber lautete hier auf 10,8 %)1 , die 
durchschnittliche Gehaltsstufe 9 (Vorschlag Arbeitgeber: Gehaltsstufe 10) und 
die Übergangsfrist (Vorschlag Arbeitgeber: bis Ende 2017). Die Forderungen der 
Arbeitnehmervertreter gingen jeweils noch über jene der Arbeitgebervertreter hi-
naus.

	� Da in den Verhandlungen keine Einigung erzielt werden konnte, hielt die Ab-
teilung Soziales die unterschiedlichen Positionen fest und übermittelte sie den 
politischen Entscheidungsträgern. Diese beauftragten die Abteilung Soziales, das 
Normkostenmodell zur Anwendung zu bringen und die Übergangszeiten in trä-
gerindividuellen Verhandlungen, längstens jedoch bis 2014, festzulegen. Anfang 

1	� Eine von der Abteilung Soziales im August 2006 bei den Sozialvereinen durchgeführte Erhebung ergab 
einen %-Satz für die Pauschale zwischen 1,3 u. 26,5 %.
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	� Oktober 2007 schickte die Abteilung Soziales an alle Träger der Behindertenhilfe, 
der psychiatrischen Vor- und Nachsorge und der Wohnungslosenhilfe eine ent-
sprechende Information. Die trägerindividuellen Verhandlungen starteten noch im 
Oktober 2007. Im Februar 2008 stoppte der Sozialreferent des Landes Oö. unter 
dem Druck der Gewerkschaft die Umsetzung des Normkostenmodells.

2.2.	� Der LRH erachtete die Entwicklung eines Normkostenmodells als wesentliche 
Voraussetzung für die Ermittlung eines trägerunabhängigen Normpreises für be-
stimmte Leistungen als sinnvoll.

	� Die dem Modell zugrunde liegenden Parameter waren für den LRH nachvoll-
ziehbar. Aufgrund des im Modell berücksichtigten Verwendungsgruppenmix für 
die einzelnen Leistungsbereiche sollte seiner Ansicht nach die gute Qualität in 
der Betreuung beibehalten werden können. Insgesamt bietet das Normkostenmo-
dell den Trägern eine gewisse Flexibilität. Es liegt in ihrer Entscheidung, wofür 
sie die 6 %-Pauschale primär verwenden. Der LRH begrüßte diesen Handlungs-
spielraum, ob die Träger damit das Auslangen finden wird insbesondere davon 
abhängen, in welchem Umfang künftig SEG-Zulagen gewährt werden. Der LRH 
empfahl, das Normkostenmodell umzusetzen, es aber regelmäßig zu evaluieren.

	� Da die Abteilung Soziales bereits mit den Normkostensätzen dieses Modells bud-
getiert, entsteht bei dessen Umsetzung keine zusätzliche Budgetbelastung für 
das Land Oö. 

2.3.	� Pro mente OÖ. hielt dazu fest, dass es derzeit noch keine Verträge mit dem Land 
OÖ bzgl. des Normkostenmodells gibt. Problematisch erscheint jedoch die in den 
Entwürfen festgehaltene Bestimmung, dass eventuelle Verluste nicht vom Land 
OÖ getragen werden, eventuelle Überschüsse aber nur nach Genehmigung des 
Landes OÖ verwendet werden dürfen. Damit liegt das wirtschaftliche Risiko aus-
schließlich beim Träger.

	� EXIT-sozial merkte an, dass das vom Land OÖ angesetzte Normkostenmodell für 
das Budget 2009 in den für EXIT-sozial wesentlichen Leistungsbereichen „Woh-
nen“ und „Freizeit“ noch nicht festgelegt ist. Durch die fehlende Vereinbarung 
fehlt auch die dazu gehörige Festlegung des Grundpauschales, mit welcher das 
Funktions- und Verwaltungspersonal finanziert werden muss. Zur 6% Pauschale 
hielt EXIT-sozial fest, dass – von der generell zu niedrig bemessenen Pauschale 
abgesehen - eventuell zu zahlende SEG-Zulagen unbedingt von der  Pauschale 
ausgenommen bzw. extra finanziert werden müssen! Jedenfalls erachtet es EXIT-
sozial als äußerst wichtig, dass die Grundannahmen des Normkostenmodells 
(VwGr-Mix, durchschnittliche Stufe 9, Leistungsmengen….) einer regelmäßigen 
Evaluierung unterzogen werden und gegebenenfalls die nötigen Anpassungen 
umgehend erfolgen. Der Landesrechnungshof kommt zur Erkenntnis, dass die 
bisherige gute Qualität durch das Normkostenmodell bestehen bleibt. Für diese 
Erkenntnis wird aber nur ein einziges Kriterium, nämlich der Verwendungsgrup-
penmix  gemäß KL-QS herangezogen. Andere Parameter wie z.B. ein höherer 
Betreuungsschlüssel, Kürzung von Fallreflexionszeiten, Teambesprechungszei-
ten und Fortbildungszeiten, welche ebenfalls einen Einfluss auf die Qualität der 
Leistung haben, bleiben dabei unberücksichtigt.
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2.4.	� Dem LRH war bewusst, dass neben dem Verwendungsgruppenmix auch andere 
Parameter für die Qualität der Betreuung maßgeblich sind. Diese fließen jedoch 
in das Normkostenmodell nicht ein und waren daher für dessen Beurteilung nicht 
relevant. 

	 Übergangsregelungen

	 Übergangsregelungen im BAGS-KV und in der „Besoldung Neu“
	 Optionsmöglichkeiten

3.1.	� Der BAGS–KV sah ursprünglich vor, dass die Beschäftigten einmalig innerhalb 
von 6 Monaten ab Geltung des KV für ihren Arbeitgeber in die Entgeltbestimmun-
gen des KV optieren können. Durch eine Ergänzung des KV haben seit 1.1.2007 
nun alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Gesundheits- und Sozialberufen bis 
zum Jahr 2014 die Möglichkeit, jährlich bis 30.9. mitzuteilen, dass sie optieren 
wollen. Die Option wird jeweils mit 1.1. des Folgejahres wirksam. Im Einverneh-
men mit dem Arbeitgeber kann jedoch auch vor dem 1.1. des Folgejahres umge-
stellt werden.

	� Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der „Besoldung Neu“ am 1.7.2001 bereits im Landesdienst befanden, sollten zu-
nächst ein Jahr lang die Möglichkeit haben, in das neue Besoldungssystem zu 
wechseln. Schließlich wurde die Option in die „Besoldung Neu“ auf Dauer ermög-
licht.

3.2.	� Da der BAGS-KV im Bereich der Gehälter einen Übergangszeitraum von 10 Jah-
ren vorsieht, schien dem LRH die Optionsmöglichkeit bis Ende 2014 schlüssig.

	 Übergangs- bzw. Einschleifregelungen

4.1.	� Während Landesbedienstete bei Optierung in die „Besoldung Neu“ sofort 100 % 
des (höheren) Gehalts bekommen, enthält der BAGS-KV eine Reihe von Über-
gangsregelungen. Diese sollen den Arbeitgeber vor einer zu raschen Anhebung 
des Lohnniveaus im Unternehmen schützen.

	� Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren bisheriges Gehalt unter dem KV-
Gehalt lag, sieht der KV daher eine schrittweise Annäherung an das höhere 
BAGS-Gehalt vor2. Für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis nach Inkrafttreten 
des BAGS-KV begründet wird und die laut KV bei gleicher Tätigkeit ein höheres 
Gehalt als die Altbelegschaft bekämen, ermöglicht der KV eine schrittweise Her-
anführung bis Ende 2014.

	� Für jene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht in den BAGS-KV optiert ha-
ben, wurde zwischen der BAGS und der Gewerkschaft in einem Sideletter zum 
KV eine eigene Vereinbarung getroffen. Für sie wird jeweils die betragsmäßig 
niedrigste Gehaltsstufe jeder Verwendungsgruppe der beim Träger verwendeten 
„alten“ Gehaltstabelle um die jährlich vereinbarte prozentuelle KV-Erhöhung an-
gehoben. Der sich daraus ergebende Erhöhungsbetrag bildet jenen Fixbetrag, 

2	� § 41: Liegt die Ist-Vergleichssumme unter der KV-Vergleichssumme, so ist der ermittelte Differenzbetrag 
als Abzugsbetrag vom jeweiligen KV-Gehalt bis zum Jahresende 2014 abzubauen.
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um den alle weiteren Gehaltsstufen der selben Verwendungsgruppe der „alten“ 
Gehaltstabelle zu erhöhen sind. Mit dieser Einschleifregelung wollen die Kollek-
tivvertragsparteien ein höheres Lohnniveau nach Altrecht an jenes des KV heran-
führen. Der Sideletter gilt derzeit bis Ende 2009. 

	� Im Gegensatz dazu bleiben Landesbedienstete, die nicht in die „Besoldung Neu“ 
optierten, in ihrem bisherigen Gehaltsschema, das jährlich in gleicher Höhe valo-
risiert wird, wie das Gehaltsschema im neuen Besoldungssystem. 

4.2.	� Zu dieser scheinbaren Ungleichbehandlung der Bediensteten in Gesundheits- 
und Sozialberufen gegenüber den Landesbediensteten merkte der LRH an, dass 
bei der Umstellung des Gehaltsschemas im Landesdienst die Ausgangssituati-
on eine völlig andere war, als bei der Einführung des BAGS-KV. Ziele bei der 
Einführung der „Besoldung Neu“ im Landesdienst waren eine funktionsgerechte 
Entlohnung zu schaffen, die Lebensverdienstsumme durch höhere Einstiegsge-
hälter und eine flachere Gehaltskurve umzuverteilen und das Entlohnungssystem 
möglichst einfach und transparent zu gestalten. Der Arbeitgeber Land hat damit 
ein Entlohnungsschema durch ein anderes ersetzt. 

	� Der BAGS-KV hingegen gilt grundsätzlich für den gesamten Gesundheits- und 
Sozialbereich und damit für eine Vielzahl an Arbeitgebern. Die Situation ist so-
mit wesentlich komplexer. Der Großteil der betroffenen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter verdient durch den BAGS-KV mehr, ein vergleichsweise sehr geringer 
Anteil wurde bisher über dem Niveau des BAGS-KV entlohnt. Insgesamt verur-
sacht der BAGS-KV damit dem Land als Financier auf Dauer wesentlich höhere 
Personalkosten, während die „Besoldung Neu“ beim Land langfristig sogar zu 
Personalkosteneinsparungen führt.

	 Verhandelte Übergangsregelungen

5.1.	� Die im BAGS-KV vorgesehenen Übergangsregelungen reichen nicht aus, um die 
Gehälter einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - insbesondere der Träger 
pro mente OÖ. und EXIT-sozial – innerhalb des von der Abteilung Soziales an-
gestrebten Zeitraumes von 10 Jahren an das Niveau des BAGS-KV bzw. das 
Normkostenmodell heranzuführen. Um dieses Ziel zu erreichen und damit die 
Finanzierbarkeit sicherzustellen, sind einschneidendere Maßnahmen erforderlich, 
die in trägerindividuellen Verhandlungen festgelegt werden sollten. Dazu wurden 
von der Abteilung Soziales mit Unterstützung externer Experten und unter Einbin-
dung der Träger unterschiedlichste Übergangsszenarien berechnet. 

	� Zu Jahresbeginn 2008 war eine Variante, die eine Valorisierung der Ist-Gehälter 
im Jahr 2008 um 3 % und in den Folgejahren um 1,65 % vorsah, ausverhan-
delt und von den Trägern pro mente OÖ. und EXIT-sozial akzeptiert. Mit die-
ser Variante hätte pro mente OÖ. das Normkostenmodell im Jahr 2016 erreicht, 
EXIT-sozial im Jahr 2044. Bis dahin wären dem Land Oö. Mehrkosten gegenüber 
dem Normkostenmodell von insgesamt rd. 27,5 Mio. Euro entstanden. Die beiden 
Träger hatten die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bereits informiert, 
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	� die notwendigen Änderungsvereinbarungen bzw. Änderungskündigungen waren 
vorbereitet. Aufgrund des Drucks der Gewerkschaft, die Protestveranstaltungen 
organisierte und mit Streiks drohte, wurde diese Variante schließlich doch nicht 
umgesetzt.

	� Abweichend von dieser zwischen dem Land Oö. und den Trägern akkordierten 
Variante verhandelte der Soziallandesrat auf Initiative der Betriebsräte mit der 
Gewerkschaft einen Kompromissvorschlag aus. Die Gewerkschaft vertrat dabei 
die Interessen jener rd. 11 % Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer, deren Ge-
hälter über dem KV-Niveau lagen. Der Kompromissvorschlag sollte auf KV-Ebe-
ne umgesetzt werden. Er sah vor, dass der bis 2009 befristete Sideletter zum 
BAGS-KV bis 2015 fortgesetzt wird und zusätzlich die Ist-Gehälter der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den alten Gehaltsschemata jährlich um 10 % geringer 
erhöht werden, als die KV-Gehälter. Diese Maßnahmen sollten mit 1.1.2009 wirk-
sam werden. Weiters wurde mit der Gewerkschaft vereinbart, dass seitens des 
Landes Oö. keine Änderungskündigungen oder die Aufkündigung geltender Be-
triebsvereinbarungen verlangt wird. Diese Übergangsregelung bedeutet, dass es 
bis zum Jahr 2046 dauert, bis die Gehälter aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von pro mente OÖ. und EXIT-sozial an das BAGS-KV-Niveau herangeführt sind. 
Der kumulierte Mehrbedarf an finanziellen Mitteln beläuft sich auf rd. 176,5 Mio. 
Euro.3

5.2.	� Damit die „alten“ Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter keine unmittelbaren Gehalts-
einbußen erleiden, hielt es der LRH für sinnvoll, ihre Gehälter jährlich geringer zu 
valorisieren als die KV-Gehälter. Betroffen davon waren im Jahr 2008 rd. 11 %  
aller Beschäftigten in Oö., für die der BAGS-KV gilt. Je nach prozentuellem Aus-
maß der Mindervalorisierung ergibt sich ein kürzerer oder längerer Übergangs-
zeitraum für die Heranführung an die KV-Gehälter.

	� Ein Übergangszeitraum bis 2046 ist aus Sicht des LRH aber nicht vertretbar. Die 
eklatante Ungleichbehandlung der Beschäftigten im Sozialbereich, sollte seiner 
Meinung nach nicht noch über einen derart langen Zeitraum vom Land Oö. mit-
getragen und unterstützt werden. Eine Berechnung der Abteilung Soziales ergab 
für den Zeitraum 2004 bis 2008 für pro mente OÖ. ohnehin bereits eine Über-
zahlung gegenüber dem Normkostenmodell von rd. 3,9 Mio. Euro, für EXIT-sozial 
von rd. 900.000,- Euro. 

	� Der BAGS-KV sieht für die Heranführung niedrigerer Gehälter an das KV-Niveau 
einen Zeitraum von 10 Jahren vor. Nach Ansicht des LRH sollte daher für Ge-
hälter, die über dem KV liegen ein ähnlich langer Übergangszeitraum angestrebt 
werden. 

5.3.	� Pro mente OÖ. merkte dazu an, dass sie der Feststellung, dass es schon laufend 
zu Überzahlungen im Vergleich zum Normkostenmodell gekommen ist, aufgrund 
des Fehlens von Normkostenverträgen mit dem Land OÖ nicht folgen können. 
Die 6%-Pauschale deckt die darin enthaltenen Kosten nicht ab.

5.4.	� Der LRH hielt fest, dass die Trägerorganisationen bereits seit 2004 laufend über 
die Position des Landes zur Abgeltung des BAGS-KV informiert wurden. Den-
noch entlohnten sie ihre „alten“ Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiterhin über 
dem BAGS-KV-Niveau.

3	� Davon pro mente OÖ. rd. 139,9 Mio. Euro, EXIT-sozial rd. 36,6 Mio. Euro.
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	 Auswirkungen auf das Land Oö.
	 Mehrkosten

6.1.	� Die folgende Tabelle zeigt zusammengefasst die Mehrkosten der unter Punkt 5.1. 
beschriebenen Übergangsvarianten gegenüber dem Normkostenmodell. Für die 
von den Trägern Anfang 2008 bereits akzeptierte Variante berechnete die Abtei-
lung Soziales zusätzlich die finanziellen Auswirkungen bei einer Umsetzung ab 
2010.

Übergangsvarianten
pro mente OÖ. EXIT-sozial Mehrkosten  

Mehrkosten 
(mio. € )

Zeitraum 
bis Jahr

Mehrkosten 
(mio. € )

Zeitraum 
bis Jahr

gesamt 
(mio. € )

Variante, die vom Träger 2008 
bereits akzeptiert war 

14,0 2017 13,5 2044 27,5

Variante, die vom Sozial-Lan-
desrat  mit der Gewerkschaft 
ausverhandelt wurde

139,9 2046 36,6 2046 176,5

Variante, die vom Träger 2008 
bereits akzeptiert war (startend 
2010)

15,6 2018 13,8 2043 29,4

	� Die Tabelle zeigt, dass mit der Variante, bei der die Ist-Gehälter ab 2010 jährlich 
um 1,65 % erhöht werden, pro mente OÖ. die Normkosten 2018 erreichen würde, 
EXIT-sozial 2043. Die Mehrkosten gegenüber dem Normkostenmodell beliefen 
sich auf insgesamt rd. 29,4 Mio. Euro. Gegenüber der vom Sozialreferenten aus-
verhandelten Variante würde sich das Land Oö. rd. 147,1 Mio. Euro ersparen.

6.2.	� Der LRH hielt diese Variante bei pro mente OÖ. für einen gangbaren Weg. Der 
sich bei EXIT-sozial ergebende Übergangszeitraum bis 2043 schien ihm zu lan-
ge, so dass aus seiner Sicht die jährliche Valorisierung der Ist-Gehälter entspre-
chend geringer ausfallen sollte. 

Übergangsvariante für
EXIT-sozial

Mehrkosten 
(mio. € )

Zeitraum bis 
Jahr

Mit 0,475% Valorisierung 
p.a.(startend 2010)

5,4 2020

	� Bei einem angestrebten Übergangszeitraum von 10 Jahren (dh bis 2020) würde 
sich eine jährliche Valorisierung von 0,475 % ergeben. Die daraus resultierenden 
Mehrkosten für EXIT-sozial beliefen sich dabei anstelle von 13,8 Mio. auf nur 5,4 
Mio. Euro. Dem Land Oö. brächte diese Variante somit eine zusätzliche Erspar-
nis von 8,4 Mio. Euro4.

4	� Gegenüber der vom Sozialreferenten ausverhandelten Variante ergäbe sich somit eine Einsparung von 
insgesamt rd. 155,5 Mio. Euro (147,1 Mio. + 8,4 Mio.).
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	� Der LRH empfahl, die Verhandlungen mit den Trägern pro mente OÖ. und EXIT-
sozial wieder aufzunehmen, damit ein entsprechendes Übergangsszenario zu-
mindest ab 2010 umgesetzt werden kann.

6.3.	� Zu den unter Punkt 6.1. ausgewiesenen Mehrkosten merkte pro mente OÖ. an, 
dass sich diese auf Basisdaten aus dem Jahr 2006 beziehen und sicherlich nicht 
mehr aktuell sind.

	� Zu dem unter Punkt 6.2. angeführten Übergangszeitraum bis 2020 merkte EXIT-
sozial an, dass die Möglichkeit einer freiwilligen Optierung der MitarbeiterInnen in 
den BAGS-KV und eine damit zusammenhängende Übergangslösung im Schluss-
bericht nicht berücksichtigt wurde. Diese Möglichkeit ist aber lt. EXIT-sozial inso-
fern bedeutsam, da die Optierung in den BAGS-KV einen Rechtsanspruch für 
die MitarbeiterInnen darstellt und vom Arbeitgeber zu berücksichtigen ist! Sollten 
MitarbeiterInnen die Möglichkeit laut Kollektivvertrag nutzen und bis 2014 in den 
BAGS-KV optieren, so steht ihnen laut KV § 41 der zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens bezahlte Ist-Lohn/-gehalt als Mindestlohn zu. Da der KV jährlich neu in 
Kraft tritt, würde für 2010 das Ist - Entgelt, das  per 1.1.2009 zustünde, schlagend 
werden. Die weiteren Valorisierungen richten sich dann jährlich nach BAGS-KV 
(Ist-Erhöhung!). Diese Variante ist sehr ähnlich der im Vorjahr vorgeschlagenen 
Übergangsvereinbarung (Einfrierregelung – Variante 2008 Land OÖ Sozialabtei-
lung - Vereine), was aber zur Folge hat, dass für einige ArbeitnehmerInnen von 
EXIT-sozial der Übergangszeitraum von 10 Jahren nicht ausreichen würde, um 
vom BAGS-KV „aufgesaugt“ zu werden. Vorteile der Optierungslösung: - Initia-
tive geht von den ArbeitnehmerInnen aus und nicht von den DienstgeberInnen ; 
 - freiwilliger Umstieg in den BAGS-KV; - keine Abfertigungszahlungen fällig; - 
rechtlich einwandfreie, unstrittige Lösung; - kein Widerstand der Betriebsräte, Ge-
werkschaften; - reibungsfreie und zügige Umsetzung in den Betrieben möglich; 
- KV-Lösung wird von allen Entscheidungsträgern grundsätzlich akzeptiert. Nach-
teil:- Kosten für Land OÖ kurz und mittelfristig höher als beim LRH-Vorschlag.

	� Der Vorschlag des LRH sieht vor, dass alle MitarbeiterInnen von EXIT-sozial in-
nerhalb von 10 Jahren - beginnend ab 1.1. 2010 – das in der jeweiligen Verwen-
dungsgruppe vorgesehene Gehaltsniveau erreichen. Auf das am 1.1.2010 zuste-
hende Ist-Gehalt ist eine jährliche Valorisierung von 0,475 % vorgesehen – damit 
wäre das BAGS-Niveau lt. den LRH Berechnungen spätestens im Jahre 2020 
für alle MitarbeiterInnen erreichbar. Vorteile: - geringere Kosten als alle anderen 
angedachten Lösungen; - Übergangszeitraum von 10 Jahren vorgesehen; - politi-
sche Umsetzbarkeit durch LRH-Empfehlung wahrscheinlich. Nachteile:- Initiative 
muss vom Arbeitgeber ausgehen; - Änderungskündigung oder Änderungsverein-
barung nötig; - Abfertigungen bei Änderungskündigung fällig – aber im Regelfall 
voll zu versteuern,  wird für die meisten DienstnehmerInnen nicht attraktiv sein; 
-Gehaltseinbußen für die betroffenen MitarbeiterInnen sind wesentlich größer 
als bei Optierung; - mit Widerstand der Betriebsräte und der Gewerkschaften 
ist zu rechnen; - viele Ausnahmeregelungen nötig, die das Einsparungspotential 
schmälern (begünstigte Behinderte, Betriebsräte, Personen in Elternkarenz, Per-
sonen kurz vor Pensionsantritt …);- viele Klagen (und damit Rechtsunsicherheit 
– Rückstellungen) bei den Vereinen sind zu erwarten (z.B. ist nicht klar, ob eine 
10-jährige – quasi Einfrierregelung – rechtlich haltbar ist (siehe Gutachten  Dr. 
Resch 2/2008).
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6.4.	� Zur Stellungnahme von pro mente OÖ. hielt der LRH fest, dass sich die Größen-
ordnung der berechneten Mehrkosten seit 2006 nicht wesentlich verändert hat, 
sodass sich auch an der Grundaussage nichts ändert.

	� Der Stellungnahme von EXIT-sozial entgegnete der LRH, dass § 41 BAGS-KV 
nur mehr für neu in den Geltungsbereich des KV eintretende Einrichtungen gilt. 
Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von EXIT-sozial und pro mente OÖ, 
die innerhalb der ursprünglich vorgesehenen sechs Monate nicht optierten und 
nun in den BAGS– KV optieren wollen, gilt hingegen § 41a BAGS–KV. Danach 
verlängert sich der Zeitraum, in dem eine Optierung möglich ist bis 2014, jedoch 
enthält § 41a keine Regelung für den Fall, dass das Altrecht bessere Entgeltbe-
dingungen vorsieht als der BAGS–KV.

	 Rücklagen

7.1.	� Die Bilanzen der Träger pro mente OÖ. und EXIT-sozial wiesen in der Vergan-
genheit fortwährend zweckgebundene Rücklagen auf. Wie die nachfolgende 
Übersicht zeigt, existierten zum 1.1.2008 für beide Träger Rücklagenbestände in 
Höhe von gesamt rd. 560.000 Euro.

Rücklagenübersicht 
(excl. BWR) pro mente OÖ. EXIT-sozial gesamt

Rücklagen 2005 959.352,28 317.690,00 1.277.042,28

Rücklagen 2006 274.912,03 287.350,00 562.262,03
Rücklagen 2007 353.287,03 203.450,00 556.737,03

	� Im Rahmen der jährlichen Controllinggespräche analysierte die Abteilung Sozia-
les die jeweils vorhandenen Rücklagenbestände und vereinbarte mit den Trägern 
nach Möglichkeit deren Auflösung.

7.2.	� Der LRH begrüßte das Vorgehen der Abteilung Soziales und anerkannte, dass 
die Rücklagenbestände im Vergleich zu den Vorjahren bereits z.T. drastisch ge-
senkt werden konnten. Er empfahl diese Vorgangsweise in den Folgejahren in ei-
ner für das Land und den Träger angemessenen Höhe fortzuführen. Damit könn-
te zukünftig ein, wenn auch geringer Teil jener Kostensteigerungen ausgeglichen 
werden, der sich aufgrund der Einführung des BAGS–KV ergibt. 

	 Abfertigungskosten

8.1.	� Seit dem Jahr 2003 gilt in Österreich ein neues Abfertigungsrecht. Dies verpflich-
tet den Dienstgeber zur Einzahlung in eine Mitarbeitervorsorgekasse und gilt 
für jene Arbeitsverhältnisse, die nach dem 1.1.2003 begründet wurden. Folglich 
unterliegen bereits alle BAGS-KV-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Rege-
lung. Für Arbeitsverhältnisse, die bereits vor diesem Zeitpunkt bestanden, gilt 
jedoch das alte Abfertigungsrecht weiter. Danach stand Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmern v.a. im Falle einer Dienstgeberkündigung eine Abfertigung zu, bei 
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	� Dienstnehmerkündigung, berechtigter verschuldeter Entlassung und unberechtig-
tem Austritt entfiel diese jedoch. Die Träger berücksichtigten als Arbeitgeber die 
fiktiven Abfertigungsansprüche durch die Bildung von Abfertigungsrückstellungen 
mit einer angemessenen Wertpapierdeckung.

	� Die zum Stichtag 31.12.2009 berechneten fiktiven offenen Abfertigungskosten für 
das Land Oö. beliefen sich bei den Trägern pro mente OÖ. und EXIT-sozial auf 
insgesamt rd. 6,5 Mio. Euro, wie nachfolgende Übersicht zeigt:

Abfertigungskosten pro mente OÖ. EXIT-sozial gesamt

fiktive Abfertigungsansprüche 
per 31.12.2009

7.395.000,00 1.448.538,00 8.843.538,00

davon für MitarbeiterInnen im 
alten Schema

6.965.000,00 1.448.538,00 8.413.538,00

bereits geleistete Zahlungen 
durch das Land Oö.

-1,334.347,00 -587.550,00 -1,921.897,00

noch offene Abfertigungskosten 
für das Land Oö. 5.630.653,00 860.988,00 6.491.641,00

	� Um die Umstellung auf den BAGS-KV voranzutreiben, bot das Land Oö. den Trä-
gern die Finanzierung der Abfertigungen bei einvernehmlicher Auflösung „alter“ 
Dienstverhältnisse an. Allerdings wurde seitens der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von dieser Möglichkeit wenig Gebrauch gemacht.

8.2.	� Der LRH empfahl, für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die noch nach den alten 
Gehaltsschemen entlohnt werden, unter bestimmten Kriterien dann eine Auszah-
lung der derzeit bestehenden Abfertigungsansprüche anzubieten, wenn diese 
freiwillig in die Entgeltbestimmungen des BAGS–KV wechseln. Voraussetzung 
dafür sollte sein, dass diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bisher über dem 
KV-Niveau entlohnt wurden, ihre Personalkosten bis dato (in voller Höhe) durch 
das Land Oö. getragen wurden und diese Bediensteten innerhalb des festge-
setzten Zeitraumes in den BAGS-KV optierten. Als Zeitraum schien dem LRH ein 
halbes Jahr realistisch. 

	� Im Falle der Nicht–Optierung, sollte das Land Oö. nach Meinung des LRH strikt 
die gesetzlich vorgesehenen Abfertigungsregelungen einhalten und keinerlei Ent-
gegenkommen durch einvernehmliche Vereinbarungen zeigen.

	� Die dem Land Oö. dadurch entstehenden Kosten von max. 6,5 Mio. Euro recht-
fertigte der LRH mit dem Umstand, dass diese Abfertigungszahlungen ohnehin, 
wenn auch zu einem späteren Zeitpunkt, mit hoher Wahrscheinlichkeit fällig wür-
den. Aufgrund der anwachsenden Monatsentgelte und steigenden Abfertigungs-
ansprüche würden die Zahlungen sogar noch um einiges höher ausfallen. Fer-
ner sah der LRH darin eine Möglichkeit, die Umstellung auf den BAGS-KV zu 
beschleunigen und damit die mit dem KV verbundenen Zielsetzungen früher zu 
erreichen.

8.3.	� Pro mente OÖ. merkte dazu an, dass das unter Punkt 8.1. erwähnte Abferti-
gungsangebot seitens des Landes OÖ mit 30.9.2008 zeitlich begrenzt war.



Übergangsregelung im Zusammenhang mit dem BAGS-KV� Juni 2009

� 14

	 Auswirkungen auf den Träger

9.1.	� Zwischen dem Finanzreferenten und dem Sozialreferenten des Landes Oö. be-
steht eine Vereinbarung betreffend die Gestaltung des Sozialbudgets der Jahre 
2007 bis 2011. In den Budgetzahlen ist demnach die Umsetzung des BAGS-KV 
berücksichtigt. Es handelt sich um eine All-inclusive-Vereinbarung, Nachtrags-
budgets sind ausgeschlossen.

	� Mit Schreiben vom 12.1.2009 gab die Abteilung Soziales den Trägern pro mente 
OÖ. und EXIT-sozial das Budget 2009 bekannt. Darin wurde den Trägern mitge-
teilt, dass dem Sozialreferenten keine zusätzlichen Budgetmittel für die Finanzie-
rung des Differenzbetrages zwischen den Kosten des alten Entlohnungsschemas 
und dem Normkostenmodell, das sich am BAGS–KV orientiert, zur Verfügung 
gestellt wurden. Weiters wurden die Träger darüber informiert, dass der LRH be-
auftragt wurde zu überprüfen, inwieweit zusätzliche Budgetmittel herangezogen 
werden sollten. Am 6.3.2009 folgte ein Schreiben der Abteilung Soziales an die 
beiden Träger, das sie davon in Kenntnis setzte, dass im Hinblick auf die Budget-
mittel 2009 die Monatspauschalen entsprechend nach unten angepasst werden 
mussten. Somit erhielten die Träger ab diesem Zeitpunkt geringere (Teil-)Beträ-
ge, als die Fortschreibung der Vorjahresbudgets 2008 ohne Berücksichtigung ei-
ner Valorisierung ergeben hätte. Infolgedessen wären die Träger zu sofortigen 
Dienstnehmerkündigungen verpflichtet gewesen, um einen drohenden Konkurs 
abzuwenden. Da sich jedoch der LRH zu diesem Zeitpunkt gerade mitten in der 
Prüfung dieser Sachlage befand, entschloss man sich dazu, die Berichtsergeb-
nisse abzuwarten.

9.2.	� Der LRH beleuchtete die finanzielle Situation umfassend und stellte fest, dass 
bereits alle Abfertigungsansparungen aufgebraucht und im Sozialbudget keinerlei 
Reserven mehr vorhanden waren. Auch die Träger erklärten, nicht in der Lage zu 
sein, die im Budget 2009 fehlenden Geldmittel aufzubringen. 

	� Um die Arbeitsplätze der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und in Folge die Be-
treuung der Kundinnen und Kunden bzw. deren Betreuungsqualität nicht zu ge-
fährden, wird es aus Sicht des LRH notwendig sein, die 2009 fehlenden Mittel 
durch Umschichtungen im Sozialbudget aufzubringen. Sollte das nicht ausrei-
chen, sind andere Finanzierungsquellen zu überlegen. Gleichzeitig sollten nach 
Meinung des LRH aber auch die Träger verpflichtet werden, alle ihrerseits mögli-
chen Maßnahmen für die künftige Finanzierbarkeit einzuleiten bzw. zu beschleu-
nigen. Andernfalls wäre nach Ansicht des LRH das Land Oö. gezwungen, über 
Leistungsverlagerungen zu Trägern, die mit den Normkosten das Auslangen fin-
den, nachzudenken.
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	 Auswirkungen auf die Bediensteten der Einrichtungen

10.1.	� Den Dienstverhältnissen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach alten 
Gehaltsschemen entlohnt werden, liegen anstelle von Kollektivverträgen Einzel-
arbeitsverträge zu Grunde. Möchte nun ein Träger diese Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in das BAGS-KV–Schema überführen, kann er als Dienstgeber eine 
entsprechende Änderungsvereinbarung anbieten. Die Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmer haben dann zwei Möglichkeiten: entweder sie akzeptieren die Än-
derungen, womit es zu keinen Kündigungen kommt, oder sie akzeptieren die 
Änderungen nicht, womit sie gekündigt sind. 

10.2.	� Die Umsetzung einer angemessenen Übergangsregelung für jene Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die derzeit über dem Niveau des BAGS-KV entlohnt wer-
den, wird ohne Änderungskündigungen nicht möglich sein. Diese wären nur dann 
nicht nötig, wenn eine entsprechende Einschleifregelung zwischen den Kollekti-
vertragsparteien ausverhandelt und auf KV-Ebene umgesetzt wird. Der LRH kann 
nicht beurteilen, wie groß die Chancen für eine derartige Regelung sind. Da das 
Land als Financier in die KV-Verhandlungen grundsätzlich nicht eingebunden ist, 
sieht er primär die Träger gefordert, dafür zu sorgen, dass ihre Bediensteten das 
BAGS-KV-Niveau in einem vetretbaren Zeitraum erreichen.

10.3.	� Pro mente OÖ. teilte dazu mit, dass es aus ihrer Sicht hier zu Vereinbarungen 
auf der KV-Ebene kommen müsste, was ihrerseits bereits in den Vorstand des 
BAGS eingebracht und als Thema für die diesjährigen KV-Verhandlungen aufge-
nommen wurde. Ein Beschluss des BAGS-Vorstands, dass Verhandlungen mit 
der Gewerkschaft aufgenommen werden liegt vor.

	 Vergleich der Gehälter

	 Gehaltsschemata

11.1.	� Vor Einführung des BAGS-KV verwendeten die Träger zum Teil sehr unterschied-
liche Entlohnungsschemata. Diese „alten“ Gehaltsschemen orientierten sich teil-
weise an jenen des alten Besoldungssystem des Landes Oö. oder sie wurden 
individuell von den Trägern selbst entworfen. Dazu kommt, dass Vorrückungen 
in die nächste Gehaltsstufe, die in der Regel eine Gehaltserhöhung mit sich brin-
gen, sehr unterschiedlich gehandhabt wurden.

11.2.	� Nach Ansicht des LRH wurden mit dem BAGS-KV zeitgemäße Entgeltstrukturen 
geschaffen. Mit einer Arbeitszeitverkürzung auf 38 Stunden pro Woche berück-
sichtigt er die Arbeitsbedingungen für Gesundheits- und Sozialberufe und bie-
tet eine geeignete Grundlage für die angestrebte Vereinheitlichung der Gehälter. 
Mit der im BAGS-KV vorgesehenen Vorrückungsregelung wird die anwachsende 
Berufserfahrung einheitlich entlohnt und ein Auseinanderklaffen der Lebensver-
dienstsummen, wie es bei den alten Entlohnungsschemata der Fall war, fortan 
vermieden.
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	 Gehaltszulagen
	 SEG - Zulage

12.1.	� Grundsätzlich werden im BAGS–KV alle, mit dem Beruf üblicherweise verbunde-
nen Erschwernisse bereits durch Zuordnung in die einzelnen Verwendungsgrup-
pen (als Teil des Berufsbildes) berücksichtigt.5 Eine Schmutz-, Erschwernis- und 
Gefahrenzulage (SEG–Zulage) ist daher nur - im Einzelfall – für jene Arbeits-
stunden zu gewähren, die mit nachweislich erschwerten Arbeitsbedingungen 
in erheblichem Maße verbunden sind bzw. eine im Vergleich zu den allgemein 
üblichen Arbeitsbedingungen außerordentliche Erschwernis oder Gefahr darstel-
len. Im Falle regelmäßig überwiegend erschwerter Arbeitsbedingungen6 sieht 
der BAGS-KV anstelle einer stundenweisen Zulagenberechnung eine monatliche 
SEG-Pauschale vor. 

	� Die „Besoldung Neu“ des Landes Oö. sieht im Rahmen der Dienstvergütung (§ 
38 Oö. GG) eine zusätzlich zum Gehalt verrechnete Erschwernisabgeltung bzw. 
eine Gefahrenabgeltung ebenso nur in Ausnahmesituationen vor. Dies (auch) nur 
dann, wenn diese nicht ohnehin bereits mit dem Gehalt abgegolten und tatsäch-
lich eine besondere Erschwernis oder Gefahr damit verbunden ist.

	� Bei den Trägern wurden die SEG–Pauschalen vor der Einführung des BAGS-KV, 
aber auch danach unterschiedlich gehandhabt bzw. an das Land Oö. verrechnet. 
Pro mente OÖ. gewährte bis dato die SEG-Zulage nur jenen Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmern, die ihr Dienstverhältnis vor dem 1.7.2004 begannen. EXIT-
sozial, aber auch andere Träger, zahlten die SEG-Zulage immer noch für alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in vollem Ausmaß. Manchmal wurden Teile des 
Gehalts als SEG–Pauschale bezeichnet und galten infolgedessen als fixe (steu-
erbegünstigte) Gehaltsbestandteile.

	� Im Normkostenmodell wird die SEG–Zulage in der 6 %-Pauschale gemeinsam 
mit der Leiterzulage, der Abgeltung von Fortbildung, Supervision und den freiwil-
ligen Sozialleistungen berücksichtigt.

12.2.	� Nach Auffassung des LRH sollten sich die Vertragspartner des BAGS–KV grund-
sätzlich an die darin vereinbarten Regelungen halten. Mit der unterschiedlichen 
Handhabung der SEG–Pauschalen handelten einzelne Vertragspartner entgegen 
der Ziele des BAGS–KV und stellen diesen damit in Frage.

	� Der LRH vertrat die Ansicht, dass SEG-Pauschalen gemäß BAGS-KV generell 
nicht als fixer Gehaltsbestandteil angesehen werden können. Umstände, die im 
Vergleich zu den allgemein üblichen Arbeitsbedingungen eine außerordentliche 
Erschwernis darstellen, können nach Ansicht des LRH keinesfalls für alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zutreffen. Die Beurteilung, ob eine SEG–Zulage ge-
rechtfertigt erscheint oder nicht, sollte einzig und allein aufgrund der festgelegten 
kollektivvertraglichen Kriterien erfolgen.

5	� So ist zB für Behindertenfachkräfte keine Erschwerniszulage für Heben oder Legen bewegungsunfähiger 
Personen oder für das Fortbewegen körperlich beeinträchtigter Menschen im Rollstuhl vorgesehen, da 
dies einen Teil des Berufsbildes darstellt.

6	� Überwiegend erschwerte Arbeitsbedingungen liegen gem. § 31 Abs. 1 dann vor, wenn mehr als 80 % der 
Arbeitszeit unter diesen Bedingungen gearbeitet wird.



Übergangsregelung im Zusammenhang mit dem BAGS-KV� Juni 2009

� 17

12.3.	� Pro mente OÖ. merkte dazu an, dass bezüglich der laufenden Klagen im Hinblick 
auf die SEG-Zulage eine Zusage seitens des Landes OÖ benötigt wird, diese 
auch rückwirkend zu bedecken.

	 Leitungs- und Funktionszulagen

13.1.	�� Die Leitungs- und Funktionszulagen sind im BAGS–KV taxativ angeführt und wer-
den zB für die Stationsleitung, die Pflegedienstleitung oder eine Kindergartenlei-
tung gewährt. Andere Leitungs- und Funktionszulagen sind gemäß BAGS-KV im 
Betrieb zu regeln. In den Verwendungsgruppen des BAGS–KV selbst sind keine 
Leitungstätigkeiten erwähnt. Dies bedeutet jedoch nicht, dass Dienstnehmerin-
nen und Dienstnehmer mit Leitungsfunktionen beliebig eingestuft und entlohnt 
werden können. Vielmehr gilt, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die einen 
Bereich leiten, in der Regel in einer höheren Verwendungsgruppe ihres Berufs-
feldes einzustufen sind. 

	� Die „Besoldung Neu“ des Landes Oö. sieht (gem. § 31 Oö. GG) nur mehr dann 
eine Gehaltszulage vor, wenn eine besondere Tätigkeit nicht bereits durch die 
Einreihung in eine bestimmte Funktionslaufbahn abgegolten ist und dies wichtige 
Interessen des Landes erfordern. 

	� Bei pro mente OÖ. existierte aus den alten Gehaltsschemen mitunter eine Viel-
zahl an Zulagen. Wie die nachfolgende Tabelle veranschaulicht, wurden diese 
teilweise auch nach Einführung des BAGS-KV noch für neue Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bezahlt und die Besonderheit der Leistung somit nicht ausschließlich 
durch die Einreihung in eine bestimmte Verwendungsgruppe berücksichtigt.

pro mente OÖ. 
Zulagen 2008

Anteil für MA 
mit Eintritt vor 

01.07.2004

Anteil für MA 
mit Eintritt nach 

01.07.2004
gesamt

Leiterzulage 85,14% 14,86% 100,00%

Stellvertreterzulage 90,30% 9,70% 100,00%
Funktionszulage 65,69% 34,31% 100,00%
Sonderzulage 93,52% 6,48% 100,00%
Projektzulage 38,22% 61,78% 100,00%
Koordinationszulage 100,00% 0,00% 100,00%

	� Bei EXIT-sozial gibt es derartige Zulagen nicht. Stattdessen erhielt jede Mitarbei-
terin bzw. jeder Mitarbeiter, für die das alte Gehaltsschema galt, eine Zulage von 
20 % des Gehalts. Beim Verwaltungspersonal wurde diese 20 %ige Zulage als 
Verwaltungszulage bezeichnet, bei allen anderen Bediensteten als Erschwernis-
zulage.
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13.2.	� Der LRH stellte fest, dass sich die derzeit hohen Personalkosten der Träger pro 
mente OÖ. und EXIT-sozial nicht zuletzt aus den vielfältigen gewährten Zula-
gen ergaben, die überwiegend aus den alten Gehaltsschemen und den mit den 
Jahren gewachsenen Organisationsstrukturen resultierten. Mit der Anwendung 
des BAGS–KV können künftig Leitungs- und Funktionsverantwortungen in einer 
Bandbreite von bis zu 3 Verwendungsgruppen Berücksichtigung finden. Zusätz-
lich gewährte Zulagen sollten damit künftig entfallen und in Folge die gesamten 
Personalkosten der Träger entlastet werden. Voraussetzung dafür ist aber, dass 
sich die Träger an die im BAGS-KV vorgesehenen Regelungen halten. Demnach 
wären neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Beginn ihres Dienstverhältnisses 
innerhalb der niedrigsten vorgesehenen Verwendungsgruppen einzustufen bzw. 
zu entlohnen und erst im Laufe der folgenden Dienstjahre mit steigender Verant-
wortung und möglichen Leitungsfunktionen in eine höhere bzw. die höchstmögli-
che Verwendungsgruppe einzureihen. 

13.3.	� Pro mente OÖ. teilte dazu mit, dass der Aussage, dass es in der pro mente 
OÖ. eine Vielzahl an Zulagen gibt, nicht zugestimmt werden kann. Es handelt 
sich ausschließlich um Funktions- und Leitungszulagen, die an bestimmte Füh-
rungsaufgaben bzw. Verantwortlichkeiten gebunden sind. Leitungszulagen sind 
im BAGS  vorgesehen. Sie können nicht wie etwa im Landesschema durch Um-
stufungen in höhere Verwendungsgruppen abgegolten werden.

13.4.	� Der LRH hielt fest, dass die in Punkt 13.1. angeführten Zulagen ausschließlich 
aus dem von pro mente OÖ. erhaltenen Zahlenmaterial für das Jahr 2008 resul-
tierten. Danach erhielten nachweislich im Jahr 2008 eine Vielzahl an BAGS–Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter von pro mente OÖ. Leitungs- und Funktionszula-
gen, aber auch Stellvertreter-, Projekt- und Sonderzulagen.

	 Gehaltseinstufungen

14.1.	� Begründet eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter ein Dienstverhältnis, stellt die 
Ersteinstufung eine wesentliche Grundlage für den weiteren Gehaltsverlauf dar. 
Durch die Zuordnung in eine bestimmte Verwendungsgruppe und eine - durch die 
Anrechnung von Vordienstzeiten - angemessene Gehaltsstufe kann die Höhe des 
Verdienstes sehr unterschiedlich ausfallen.7

	� Eine Gegenüberstellung der Verwendungsgruppen, Gehaltsstufen, Vordienstzei-
tenanrechnung und Vorrückungen gemäß BAGS-KV, „Besoldung Neu“ bzw. der 
„alten“ Regelungen bei pro mente OÖ. und EXIT-sozial macht die Unterschiede 
offensichtlich: 

7	� So erhält zB eine Heimhelferin bzw. ein Heimhelfer unter Berücksichtigung von 10 Dienstjahren laut 
BAGS-KV (Vwgr. 4) 22.034,60 Euro p.a., gemäß „Besoldung Neu“ (LD 22) 21.913,72 Euro p.a., bei 
pro mente OÖ. (Stufe c) 29.119,84 Euro p.a. und bei EXIT-sozial (Stufe B) 32.780,01 Euro p.a.. Damit 
ergeben sich bei diesem Berufsfeld trotz einheitlicher Berücksichtigung von 10 Dienstjahren dennoch 
Gehaltsunterschiede von rd. 49 %.
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BAGS Land „Besol-
dung Neu“ pro mente OÖ. EXIT-sozial

Anzahl der Verwendungs-
gruppen 

9 25 5 2

Verwendungsgruppen *) 1 (=niedrigste) 
bis 9 (=höchste)

1 (=höchste) bis 
25 (=niedrigste)

a (=höchste) bis 
e (=niedrigste)

Stufe A 
(höchste) und 
B (niedrigste)

Gehaltsstufen 18 15 26 13
Entlohnung im 1. Dienst-
jahr (in % des Gehalts in 
der vorgesehenen 
Verwendung) 

100% 95% 100% 100%

Vorrückungen 
1- 10 Dienstjahre

alle 2 Jahre alle 2 Jahre
alle 2 Jahre + 
2 weitere **)

alle 2 Jahre

Vorrückungen 
10 - 25 Dienstjahre

alle 2 Jahre alle 3 Jahre
alle 2 Jahre + 
3 weitere **)

alle 2 Jahre 
bzw. 3 Jahre**)

Vorrückungen 
25 - 45 Dienstjahre

alle 2 Jahre alle 4 Jahre
alle 2 Jahre + 
4 weitere**)

alle 3 Jahre**)

*) in der „Besoldung Neu“ des Landes werden die Verwendungsgruppen als „LDs“ (= Landesdienst) 
bezeichnet
**)pro mente OÖ.: alle 5 Jahre erfolgt eine zusätzliche Vorrückung zu den laufenden Vorrückungen 
nach den Gehaltsstufen;
EXIT-sozial: die ersten 20 Jahre erfolgt eine Vorrückung alle 2 Jahre, die nächsten 9 Jahre alle 3 
Jahre;

	� Die Einführung des BAGS-KV sollte hier eigentlich eine Vereinheitlichung brin-
gen. Tatsächlich werden die Gehaltseinstufungen aber nach wie vor uneinheitlich 
gehandhabt. Die Träger stufen ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter teilweise in 
höhere Verwendungsgruppen ein, als der BAGS–KV vorsieht. Dies mit dem Ar-
gument, dass der psychosoziale Bereich ungenügend im BAGS-KV abgebildet 
sei. Diese Vorgangsweise führt dazu, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter trotz 
BAGS-KV für gleiche Leistungen bei verschiedenen Trägern weiter unterschied-
lich entlohnt werden.

14.2.	� Der LRH war der Ansicht, dass die Gehaltseinstufungen der Mitarbeiterinnen bzw. 
Mitarbeiter in Gesundheits- und Sozialberufen uneingeschränkt den Regelungen 
des BAGS-KV entsprechen sollten. Der KV, als eine schriftliche Vereinbarung 
zwischen den Kollektivvertragsparteien, gilt als unmittelbar rechtsverbindlich.8	

8	� Vom Kollektivvertrag abweichende Bestimmungen können durch Betriebsvereinbarungen dann zulässig 
vereinbart werden, wenn diese günstiger sind als der Kollektivvertrag selbst. Wesentlich dabei ist jedoch, 
dass sich die Funktion der Betriebsvereinbarung auf die Konkretisierung der gesetzlich allgemein formu-
lierten Vorraussetzung erschöpft und Ansprüche für sich nicht regelt. Dies bedeutet, dass die Betriebsver-
einbarung gesetzliche Formulierungen wie zB „außerordentliche“ Erschwernis näher konkretisiert, aber 
nicht die Höhe der Entlohnung (zB die Zulagenhöhe) regelt.
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�	� Die Sichtweise diverser Träger, die Verwendungsgruppen seien für den psycho-
sozialen Bereich nicht ausreichend, konnte vom LRH nicht geteilt werden. Dies 
deshalb, weil 

		  •	� die Definition und Einstufung der jeweiligen Berufsfelder unmittelbar aus 
der Sach- und Branchenkenntnis der Kollektivvertragsparteien und nicht 
der Financiers resultierten;

		  •	� bereits durch die Einstufung die individuellen erschwerten Arbeitsbedin-
gungen gerade durch den BAGS–KV erstmalig Berücksichtigung fanden, 
da tätigkeitsorientiert und nicht ausbildungsorientiert entlohnt wird; 

		  •	� die Mehrheit aller Träger - auch im psychosozialen Bereich - mit der Ein-
stufung in die vom BAGS–KV vorgesehenen Verwendungsgruppen aus-
kommt und 

		  •	� der BAGS generell gesehen auch eine Besserstellung im Vergleich zu al-
ten Entlohnungschemen mit sich bringt, wie die vom LRH durchgeführten 
Gehaltsvergleiche bestätigen.

	� Abweichungen von den im KV vorgesehenen Einstufungen und die damit einher-
gehenden Kostenerhöhungen obliegen ausnahmslos der unternehmerischen Ver-
antwortung des Trägers. Das Normkostenmodell, das Leistungen gleich entlohnt, 
aber dem Träger gewisse Handlungsspielräume hinsichtlich der Personalkosten 
lässt, bietet dafür eine geeignete Grundlage.

14.3.	� Pro mente OÖ. teilte dazu mit, dass der Psychosoziale Bereich im BAGS Be-
rücksichtigung findet. Auf Grund der Komplexität der zu erbringenden Leistungen 
bedarf es allerdings bei der Definition der Verwendungsgruppen einer Nachjus-
tierung, um den Psychosozialen Bereich besser abdecken zu können.

	 Gehaltsunterschiede zum BAGS-KV

15.1.	� Die Vielfalt an Gehaltsschemen, Vorrückungs- und Arbeitszeitbestimmungen, so-
wie unterschiedliche Anrechnungen von Vordienstzeiten brachte vor Einführung 
des BAGS-KV zwangsläufig Gehaltsunterschiede zwischen den Trägern mit sich. 
Auch nach Einführung des BAGS–KV existieren bis dato noch Dienstverhältnisse 
für die die alten Gehaltsschemen gelten, was zu unterschiedlichen Entlohnungen 
gleicher Arbeitsleistungen innerhalb der einzelnen Träger führt.

	� Eine vom LRH durchgeführte Vergleichsberechnung der Brutto-Lebensverdienst-
summe brachte deutliche Gehaltsunterschiede zu Tage. Dabei wurden die Gehäl-
ter auf Basis der Gehaltstabellen 2008 nach dem BAGS–KV, den alten Gehalts-
schemen der Träger EXIT-sozial und pro mente OÖ., sowie der „Besoldung Neu“ 
des Landes Oö. ermittelt und gegenübergestellt. Im Vergleich zum BAGS-KV er-
geben sich in einzelnen Fällen folgende Abweichungen:
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Lebensverdienst- Bruttogehälter BAGS - 
KV

pro 
mente 

OÖ. 
Schema 

alt

pro 
mente 
OÖ. lt. 
BAGS 

KV

EXIT- 
sozial 

Schema 
alt

EXIT- 
sozial lt. 

BAGS 
KV

Land OÖ 
LD

Vwgr. 9: z.B. Psychologen, Heil-
Sonderpäd.

100,00% 102,46% 100,00% 119,18% 100,00% 93,41%

Vwgr. 8: z.B. Sozialarb.; Physio-
therapeut

100,00% 114,96% 121,52% 144,82% 100,00% 97,86%

Vwgr. 7: z.B. DKS, Sozialpäda-
gogen

100,00% 130,21% 113,26% 164,03% 113,26% 97,41%

Vwgr. 6: z.B. AltenfachbetreuerIn, 
Fam.helferIn

100,00% 131,75% 108,38% 177,78% 122,76% 97,11%

Vwgr. 5: z.B. Pflegehelfer, Be-
hind.fachkraft i.A.

100,00% 144,24% 100,00% keine MA keine 
MA

95,03%

Vwgr. 4: z.B. AltenfachbetreuerIn, 
Heim-,Pflegehelfer

100,00% 160,56% 121,87% 168,32% 110,81% 97,34%

Vwgr. 4: z.B. Sekretärin, Hausbe-
treuer

100,00% 171,24% 100,00% 168,32% keine 
MA

97,34%

Vwgr. 2: z.B. angelernte Hilfs-
kräfte

100,00% 154,07% 100,00% keine MA keine 
MA

108,91%

Vwgr. 1: Reinigungskraft, Küchen-
hilfe

100,00% 161,79% 100,00% keine MA 100% 107,52%

Anmerkung: Berechnungsgrundlage basiert einheitlich auf  Arbeitszeit von 38 h/Woche; regelmäßig 
geleistete Zulagen und Vergütungen wurden berücksichtigt; bedarfsabhängige Zulagen und individuelle 
Vergütungen bzw. Sozialleistungen fanden hingegen keine Berücksichtigung.

15.2.	� Der LRH stellte fest, dass 

		  •	� durch die Anwendung des BAGS-KV nahezu alle Berufs- bzw. Verwen-
dungsgruppen innerhalb der Gesundheits- und Sozialberufe in Oberös-
terreich über den Gehältern der „Besoldung Neu“ des Landes Oö. liegen. 
Lediglich die Verwendungsgruppen 1 und 2 (z.B. Reinigungskräfte oder 
angelernte Hilfskräfte) werden im Besoldungssystem des Landes Oö. um 
rd. 9 % höher entlohnt.

		  •	� pro mente OÖ. im Vergleich zum BAGS–KV um bis zu rd. 71 % höhere 
Gehälter für gleiche Verwendungen zahlt. Im Vergleich zur „Besoldung 
Neu“ des Landes Oö. beträgt der Unterschied bis zu rd. 74 % .

		  •	� EXIT-sozial im Vergleich zum BAGS–KV um bis zu rd. 78 % höhere Ge-
hälter für gleiche Verwendungen gewährt. Die Differenz zur „Besoldung 
Neu“ beträgt bis zu rd. 81 %.

	� Die großen Gehaltsunterschiede ergaben sich aufgrund großzügigerer Anrech-
nung von Vordienstzeiten, kürzerer Vorrückungszeiträume und den in den trä-
gerindividuellen Betriebsvereinbarungen geregelten Arbeitszeiten bzw. bezahlten 
Pausenzeiten.
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	� Nach Ansicht des LRH ist es in keiner Weise zu rechtfertigen, dass Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Träger pro mente OÖ. und EXIT-sozial um bis zu rd. 
78 % bzw. rd. 81 % höhere Gehälter für die selbe Tätigkeit erhalten, wie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die nach BAGS–KV bzw. „Besoldung Neu“ entlohnt wer-
den. Zudem schien es dem LRH untragbar, dass Gehaltsunterschiede nicht nur 
zwischen einzelnen Trägern, sondern auch innerhalb eines Trägers existieren. 
Das bedeutet, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Trägers für ein und 
die selbe Arbeit unterschiedlich entlohnt werden, abhängig davon, zu welchem 
Zeitpunkt ihr Dienstverhältnis begonnen hat. Nach Auffassung des LRH ist das 
nicht nur ungerecht sondern birgt auch erhebliches Konfliktpotential.

	� Vor diesem Hintergrund hielt es der LRH für mehr als angebracht, das Norm-
kostenmodell zügig umzusetzen und so zu gewährleisten, dass das Land Oö. 
künftig die Arbeitsleistungen der Träger gleich entlohnt. In der Verantwortung des 
Trägers liegt es eine einheitliche, gerechte Entlohnung innerhalb des eigenen 
Unternehmens zu gewährleisten.

15.3.	� Pro mente OÖ. merkte dazu an, dass Sekretärinnen lt. BAGS mindestens in Ver-
wendungsgruppe 5 einzustufen sind. Auch eine Einstufung in VWG 6 wäre mög-
lich, wenn entsprechende Aufgaben in der Stellenbeschreibung aufscheinen.

	� EXIT-sozial teilte mit, dass der BAGS-KV bei der Einstufung in die Verwendungs-
gruppen von der überwiegend ausgeübten Tätigkeit ausgeht. Die Einstufungen 
für den Schlussbericht des LRH erfolgten aus Sicht des Trägers EXIT-sozial je-
doch nur auf Grund der Profession. Dadurch ergibt sich bei der Auswertung, dass 
EXIT-sozial auch im BAGS-KV über den Mindestgehältern liegt (größer 100%).

15.4.	� Der LRH merkte an, dass er die Einstufung einzig und allein aufgrund der im 
BAGS–KV vorgesehenen Kriterien vornahm. Demnach ist eine Einstufung in die 
jeweils nächsthöhere Verwendungsgruppe nur dann zulässig, wenn damit ein er-
weiterter Aufgabenbereich verbunden ist. Die Gründe für die großen Gehaltsun-
terschiede liegen in der großzügigen Anrechnung von Vordienstzeiten, kürzeren 
Vorrückungszeiträumen, den vereinbarten Arbeits- und bezahlten Pausenzeiten 
(vgl. Pkt. 15.2.).

16.1.	� Der Träger EXIT-sozial begann bereits im Zuge der BAGS-KV-Vorbereitungs-
handlungen von seinem alten Gehaltsmodell abzugehen. Der Einstufung und 
Entlohnung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden die Regelungen des 
damals zu erwartenden BAGS-KV vorzeitig zugrunde gelegt. Es wurden jedoch 
sowohl in diesem Übergangsjahr als auch nach Inkrafttreten des KV für einzel-
ne Berufsfelder höhere Verwendungsgruppen herangezogen, als der BAGS–KV 
vorsieht. So wurde z.B. ein Lebens- und Sozialberater bzw. eine Lebens- und 
Sozialberaterin, die gemäß BAGS–KV in der Verwendungsgruppe 6 einzustufen 
wäre, in der Verwendungsgruppe 8 eingestuft, oder ein Behindertenpädagoge 
bzw. eine Behindertenpädagogin mit Verwendungsgruppe 8 entlohnt, obwohl der 
BAGS–KV nur die Verwendungsgruppe 7 vorsieht. Zudem gewährte EXIT-sozial 
- entgegen den Regelungen im BAGS-KV - die SEG–Zulage allen neuen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern auch noch nach Inkrafttreten des KV. Der Träger 
begründete diese Vorgangsweise damit, dass derzeit Gerichtsverfahren anhängig 
seien in denen Bedienstete die Zuerkennung der SEG-Zulage einklagen.
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16.2.	� Der LRH begrüßte, dass sich EXIT-sozial schon rd. 1 Jahr vor Inkrafttreten des 
BAGS–KV an diesen anlehnte. Er beanstandete jedoch, dass eine Einstufung 
in höhere Verwendungsgruppen als im KV vorgesehen nicht der Intention des 
BAGS –KV entspricht und einem wesentlichen Ziel dieses KV, nämlich der Ver-
einheitlichung der Gehälter, zu wider läuft. Weiters vertrat der LRH die Ansicht, 
dass SEG-Zulagen entsprechend den Regelungen im BAGS-KV gewährt werden 
sollten, solange keine anders lautenden Gerichtsurteile vorliegen.

16.3.	� EXIT-sozial merkte an, dass deren Einstufung tatsächlich auf Grund der Tätigkeit 
erfolgt. Dadurch werden z.B. Dipl. BehindertenpädagogInnen welche im Bereich 
Beratung oder Krise tätig sind, in die VwGr. 8 auf Grund ihrer Tätigkeit entspre-
chend dem Kollektivvertrag eingestuft. In den Bereichen Wohnen und Freizeit, 
in welchen noch kein Normkostenmodell vorliegt, erfolgt die Einstufung eben-
falls nach Tätigkeit, wobei EXIT-sozial auf Grund bestehender Konzepte und 
Stellenbeschreibungen nicht unter der VwGr. 7 (vor 2007 nicht unter der VwGr. 
8) einstuft. SozialarbeiterInnen mit akademischem Abschluss (Mag. (FH)) wer-
den nicht wie vom LRH vorgesehen in die VwGr 9, sondern ebenfalls auf Grund 
der Tätigkeit in die VwGr 8 bzw. VwGr 7 einstuft. Auch andere Berufsgruppen 
bzw. MitarbeiterInnen, welche eine höhere Ausbildung haben, aber eine der Be-
rufsausbildung entsprechende Tätigkeit nicht überwiegend ausüben, werden bei 
EXIT-sozial  in eine niedrigere - BAGS-KV-konforme - Verwendungsgruppe ein-
gestuft.

16.4.	� Der LRH hielt betreffend einer BAGS-konformen Einstufung fest, dass lt. BAGS– 
KV Behindertenfachkräfte grundsätzlich in der Vwgr. 7 einzustufen sind. Erst 
wenn es sich um Behindertenfachkräfte mit Spezialaufgaben handelt, ist die Vw-
gr. 8 vorgesehen. Als Behindertenfachkräfte gelten Personen, die eine bestimmte 
Mindestqualifikation aufzuweisen haben. Dabei gilt die Ausbildung zur Behinder-
tenpädagogin bzw. zum Behindertenpädagogen als gleichwertig. Somit sind auch 
Dipl. Behindertenpädagoginnen und –pädagogen grundsätzlich in der Vwgr. 7 
einzustufen. 

17.1.	� Der Träger pro mente OÖ. wandte bei der Aufnahme neuer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bis zum 30.6.2004 unverändert sein eigenes Gehaltsschema an. Seit 
Inkrafttreten des BAGS–KV wird die SEG-Zulage entsprechend den KV–Bestim-
mungen gewährt. Auch bei pro mente OÖ. werden aber Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in höhere Verwendungsgruppen eingestuft, als der BAGS–KV vorsieht. 

17.2.	� Der LRH begrüßte, dass sich pro mente OÖ. hinsichtlich der SEG–Zulagen an 
die Regelungen des BAGS-KV hält und allfällige Änderungen erst auf Basis vor-
liegender Gerichtsurteile vornehmen möchte. Der Träger entspricht damit dem 
Grundsatz der unternehmerischen Vorsicht. Der LRH empfahl jedoch nachdrück-
lich, neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht sofort in die gemäß  BAGS–KV 
höchstmögliche Verwendungsgruppe einzustufen.

17.3.	� Pro mente OÖ. merkte dazu an, dass sie nicht höher einstufen, als im BAGS 
vorgesehen. Der BAGS orientiert sich vorwiegend an Tätigkeiten und Verantwort-
lichkeiten. Entgegen der Systematik des Landesschemas ist es nicht möglich, 
MitarbeiterInnen in den ersten Jahren in niedrigere Vwgr. einzustufen, wenn die 
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	� Tätigkeit im Anforderungsprofil und in der Stellenbeschreibung entsprechend ge-
fordert sind. Die Systematik des Landesschemas kann nicht auf den BAGS-KV 
übergreifen. In diesem Sinne stuft die pro mente OÖ. keinesfalls höher ein als im 
BAGS-KV vorgesehen. SEG-Zulage ist im BAGS grundsätzlich vorgesehen, wird 
derzeit nicht bezahlt.

17.4.	� Der LRH entgegnete, dass pro mente OÖ. zwar den BAGS–KV anwendet, jedoch 
in der Regel in die höchstmögliche Verwendungsgruppe einstuft. Da Berufsfelder 
lt. BAGS– KV unter Berücksichtigung der jeweiligen Tätigkeitsfelder und Verant-
wortungsbereiche durchaus eine Bandbreite von bis zu drei Vwgr. aufweisen, ist 
bei Eintritt nicht automatisch von einer generellen Höchsteinstufung auszugehen. 

18.1.	� Pro mente OÖ. und EXIT-sozial gehören zu jenen Trägern, die bereits viele Jahre 
im psychosozialen Bereich in Oberösterreich tätig sind. Ein Anrechnen der Be-
rufsausbildung und Praxiserfahrung der beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern war damals wichtig und wesentlich für den Erfolg der Einrichtungen. 
Mit dem BAGS–KV wurde die Ausbildungsorientierung durch eine stärkere Tä-
tigkeitsorientierung ersetzt, mit dem Ziel einer Vereinheitlichung der Gehälter für 
gleiche Arbeit.

18.2.	� Der LRH anerkannte das Engagement und die nachhaltigen Erfolge der beiden 
Träger im psychosozialen Bereich in Oö. Gerade in den Anfängen existierten für 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schwierige Bedingungen. Mit der Einführung 
des BAGS–KV für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Gesundheits- und Sozial-
berufen kam es zu Änderungen, die sie nicht selbst zu vertreten haben. Die zum 
Teil eklatanten Gehaltsunterschiede sind  nach Ansicht des LRH dennoch nicht 
gerechtfertigt, zumal in anderen Bundesländern keine Träger bekannt sind, de-
ren Mitarbeiter über dem Niveau des BAGS-KV entlohnt wurden. Der LRH emp-
fahl daher eine angemessene Einschleifregelung umzusetzen (vgl. Pkt. 5.2. bzw. 
6.2.). 

18.3.	� Pro mente OÖ. teilte dazu mit, dass es laut einer Umfrage des BAGS-Vorstandes 
sowohl in anderen Bundesländern höhere Altgehälter, teilweise über KV liegend 
gibt, die aber anscheinend nicht als Problem von den Kostenträgern gesehen 
werden.

18.4.	� Die Abteilung Soziales führte im Zuge der Prüfung eine Umfrage bei den anderen 
Landesverwaltungen durch. Diese ergab, dass die Träger in den übrigen Bundes-
ländern nicht über dem Niveau des BAGS-KV entlohnen.

	� Vergleich sonstiger dienst- und besoldungsrechtlicher 
Rahmenbedingungen

19.1.	� Über den KV hinausgehende sonstige dienst- und besoldungsrechtliche Rah-
menbedingungen (wie zB Sozialleistungen) werden bei den Einrichtungen in 
trägerindividuellen Betriebsvereinbarungen festgehalten. Beim Land Oö. werden 
diese im Oö. GG insbesondere in den Abschnitten 4 bis 7 geregelt. Aufgrund des 
langen Bestehens einzelner Träger kam es im Laufe der Jahre zu mehrfachen 
Änderungen der Betriebsvereinbarungen. Seit Einführung des BAGS–KV kamen 
auch unterschiedliche Regelungen innerhalb der Träger zur Anwendung, die in 
der Folge Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei ein und dem selben Arbeitgeber 
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unterschiedlich behandelten.

	� Ein Vergleich der dienst- und besoldungsrechtlichen Rahmenbedingungen im 
BAGS-KV, bei den Trägern pro mente OÖ. und EXIT-sozial, sowie beim Land Oö. 
zeigt folgendes Bild: 

BAGS Land OÖ pro mente 
OÖ.

pro Mente 
OÖ.

EXIT- 
sozial

EXIT- 
sozial

Beginn des 
Dienstver-
hältnisses

ab 
01.07.2004

„Besoldung Neu“ 
01.07.2001

bis 
30.06.2004

ab 
01.07.2004

bis 
30.06.2004

ab 
01.07.2004

tatsächl. 
Arbeitszeit

38 h 39,54 h *) 37,5 h *) 38 h 36,25 h *) 38 h

Fahrtkosten- 
zuschuss **)

KEINER ab 10km Entfer-
nung vom Wohn-
ort – gestaffelt 
Mobilitätszuschuss 
Jobticket

€ 314,16 p.a. 
(Jahreskarte 
abzügl. € 8,72 
Selbstbehalt 
p.m.) u. ab 
10km gestaf-
felt

ab 10km 
Entfer-
nung vom 
Wohnort, 
gestaffelt

€ 418,80 
p.a.

€ 418,80 
p.a.

Bekleidungs- 
entgelt **)

KEINES € 310,80 (nur für 
Sozialpädagogen)  

KEINES KEINES € 220 p.a. 
pro Mitar-
beiter

KEINES

Weihnachts- 
gutscheine 
**)

KEINE KEINE € 37- 182 
p.a. gestaffelt 
nach Be-
schäftigungs-
ausmaß, 
einlösbar nur 
in PM - Ein-
richtungen

KEINE 135 Euro 
für jeden 
Mitarbeiter, 
pro Kopf 
(zB City 
Ring)

135 Euro 
für jeden 
Mitarbeiter, 
pro Kopf 
(zB City 
Ring)

Jubiläums- 
geld/ Jubi-
läumszu-
wendung/ 
Pensions- 
kassenbei-
trag **)

KEINE 2 fache Brutto- 
Monatsbezug bzw. 
Pensionskassen-
beitrag

KEINE KEINE Gutscheine 
zwischen    
€ 100-€ 
200

Gutscheine 
zwischen    
€ 100-€ 
200

Treueabgel-
tung (ab 25 
DJ)

KEINE nur für Beamte: 
Treueabgeltung 
bzw. aliquote 
Treueabgeltung 
+ zusätzlich DG - 
Beitrag zur Pensi-
onskassa v. 1%

KEINE KEINE 1,5 fache 
Brutto- 
Monats- 
bezug

1,5 fache 
Brutto- 
Monats- 
bezug

Treuebien-
nale

KEINE KEINE Zusätzliche 
Vorrückung 
nach jeweils 
5 Jahren (bis 
31.12.1999) 

KEINE KEINE KEINE
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BAGS Land OÖ pro mente 
OÖ.

pro Mente 
OÖ.

EXIT- 
sozial

EXIT- 
sozial

sonstige 
Soziallei-
stungen

KEINE Kinder-, Schul-,  
Haushaltsbeihilfe, 
Geburtenbeihilfe, 
Sterbekostenbei-
trag, Ermäßigungs-
ausweise, Betriebs- 
küche, Nutzung von 
günstigen Landes-
erholungsheimen, 
Betriebsausflug

Betriebsaus-
flug, Weih-
nachtsessen

Betriebs- 
ausflug, 
Weih- 
nachts- 
essen

Betriebs- 
ausflug, 
Weih-
nachts- 
essen

Betriebs- 
ausflug, 
Weih-
nachts- 
essen

 *) Land Oö: 40 h pro Woche abzüglich 2 h pro Monat (= 0,46/Woche); pro mente OÖ.: 40h abzügl. 
2,5 h bez. Pausen, EXIT-sozial: 38,5 h abzügl. 2,25 h bez. Pausen
**) Euro - Beträge basieren auf den Werten des Jahres 2008

19.2.	� Der LRH stellte fest, dass trotz der Vielfalt an Betriebsvereinbarungen und Re-
gelungen die Rahmenbedingungen zwischen den einzelnen Arbeitgebern insge-
samt betrachtet doch eher ausgeglichen schienen. Er sah aber die Vielzahl der 
unterschiedlichen dienst- und besoldungsrechtlichen Rahmenbedingungen vor 
allem innerhalb der jeweiligen Träger kritisch. Sie schaffen seiner Meinung nach 
Intransparenz und eine ungleiche Behandlung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter.

	� Auch wenn das Normkostenmodell den Trägern grundsätzlich einen gewissen 
Gestaltungsspielraum (zB hinsichtlich freiwilliger Sozialleistungen) lässt, liegt es 
in der Verantwortung des Trägers im Sinne der Gerechtigkeit und Fairness auf 
Einheitlichkeit, aber auch Leistbarkeit zu achten. Der LRH empfahl daher, die 
bestehenden Ungleichbehandlungen sukzessive zu beseitigen. 

	 6 Beilagen

Linz, am 23. Juni 2009

Dr. Helmut Brückner

Direktor des Oö. Landesrechnungshofes






























